
er Wehrbeauftragte Hans-
Peter Bartels schlägt Alarm.
Bei der Bundeswehr fehle es

an allen Ecken und Enden: am Perso-
nal, an der Ausrüstung und bei der
Infrastruktur. Planmäßige Mangel-
wirtschaft nennt es Bartels. Es fehlt
an finanziellen Mitteln für die drin-
gend notwendige Modernisierung
der Bundeswehr.

Doch schon vor seinem Bericht
ist der Ruf der Bundeswehr in den
vergangenen Monaten arg strapa-
ziert worden. Vorläufiger Höhe-
punkt der „Pannenshow“ in oliv-
grün sind die Tornados für den Syri-
eneinsatz, deren Cockpits zu hell
leuchten. Immerhin sind ein paar
von ihnen wenigstens flugfähig,
könnte man sarkastisch hinzufü-
gen. In der verkrusteten Ministerial-
bürokratie mangelt es offensicht-
lich an Transparenz und an effekti-
ver Planung. Zudem fehlt der Recht-
fertigungsdruck. Wenn etwas
schiefläuft, wird geheimgehalten,
abgewiegelt und schöngeredet. Und
die Rüstungsindustrie verfährt of-
fenbar immer noch nach der alten
Philosophie: das Produkt reift beim
Kunden. Der Steuerzahler bezahlt.

Bei der notwendigen Rekrutie-
rung zusätzlicher Soldaten wird sich
so manch einer mit Wehmut an die
Zeit der Wehrpflicht erinnern, die
2011 abgeschafft wurde. Die Bereit-
schaft der jungen Deutschen, frei-
willig Dienst in der Truppe zu leis-
ten ist nicht allzu ausgeprägt. Die
Zahl der Freiwilligen ist im vergan-
genen Jahr um mehr als 1150 gesun-
ken . Die Abbrecherquote lag in den
ersten beiden Quartalen zwischen
25 und 32 Prozent.

Es ist vor allem eine Frage des
Geldes: Statt teurer Hochglanzbro-
schüren und schicker Slogans müss-
te das Verteidigungsministerium
einfach mehr Sold anbieten. Die
Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt
ist schließlich groß und sie schläft
nicht. Zudem will sich auch nicht je-

D der den Rekrutierungsanforderun-
gen in Sachen körperlicher Fitness
stellen oder sich in die Hierarchie
der Truppe einordnen. Sterben fürs
Vaterland im Auslandseinsatz? In
unseren postheroischen Zeiten ist
das nur für wenige junge Männer
und Frauen eine Perspektive. Eine
Rückkehr zur Wehrpflicht lehnt die
Mehrheit der Deutschen aber ab.

Deutschland übernimmt aber
immer mehr internationale Verant-
wortung. Damit hat sich auch das
Aufgabengebiet der Bundeswehr
vergrößert. Die Zahl der Auslands-
einsätze nimmt stetig zu. Dazu kom-
men die Aufgaben bei der Flücht-
lingshilfe. Gleichzeitig werden seit
der Ukraine-Krise die Bündnisver-
pflichtungen innerhalb der Nato
wieder hochgefahren. Die Bundes-
wehr spielt eine wichtige Rolle beim
Aufbau der schnellen Eingreiftrup-
pe. Sie ist jetzt als Einsatz- und als
Abwehrarmee gefordert. Das ist neu.
In solch krisenhaften Zeiten wie die-
sen ist eine langfristige Strategie
schwierig. Von einem auf den ande-
ren Tag können sich die Bedingung-
en ändern. Umso wichtiger er-
scheint das Vorhalten ausreichender
personeller und materieller Reser-
ven. In die Bundeswehr muss kräftig
investiert werden: Mehr Geld und
mehr Soldaten braucht das Land.

stephan.lorenz@freiepresse.de

• Der Wehrbeauftragte Hans-Peter Bartels hat den Jahresbericht vorgelegt
• Er kritisiert die Einsatzfähigkeit der Truppe und fordert Maßnahmen
• Verteidigungsministerium verspricht neues Investitionsprogramm
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Mehr Soldaten
braucht das Land
VON STEPHAN LORENZ

Die Bundeswehr ist
als Einsatz- und als
Abwehrarmee ge-
fordert. Das ist neu.

Polens ehemaliger Außenminister
Grzegorz Schetyna ist neuer Partei-
chef der liberalkonservativen Oppo-
sitionspartei Bürgerplattform (PO).
Der 52-jährige Historiker löst die
ehemalige Regierungschefin Ewa
Kopacz an der Parteispitze ab. Nach
acht Regierungsjahren hatte die PO
bei der Parlamentswahl vom Okto-
ber 2015 gegen die Nationalkonser-
vativen verloren. Schetyna war als
einziger Kandidat angetreten. Die
rund 17.500 PO-Mitglieder konnten
seit Anfang des Jahres im Internet
oder per Briefwahl abstimmen.

„Ich will, dass das ein guter An-
fang wird“, sagte Schetyna gestern
nach der Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses in der Hauptstadt War-
schau. Demnach erhielt er 91 Pro-

zent der abgegebe-
nen Stimmen. Die
Wahlbeteiligung
betrug 52 Prozent.
„Wir müssen das
Vertrauen in die
PO wieder aufbau-
en“, sagte Schety-
na. „Wir wollen

wieder siegen, gegen diejenigen, die
versuchen, unser Land von europäi-
schen Wegen abzubringen.“

Nach umstrittenen Gesetzesre-
formen der Nationalkonservativen,
die im Warschauer Parlament die
absolute Mehrheit haben, hat die
Europäische Kommission vor kur-
zem ein Prüfverfahren über die
Rechtsstaatlichkeit in Polen einge-
leitet. (dpa)

Ex-Außenminister führt
Bürgerplattform in Polen

IM FOKUS

Grzegorz Schetyna will europäischen Weg verteidigen
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Schade eigentlich, dass Herr van
Aken so betont, dass die Äußerung
der Fraktionschefin keine linke Posi-
tion beschreibt. Dabei könnte man
der durchaus folgen. Wer hält sich
denn noch an Gesetze wenn es um
Flüchtlinge geht. Asylrecht hin,
Gastrecht her. Frau Wagenknecht
hat genau das formuliert, was die
meisten Menschen hier denken. Ein
Entgegenkommen für den Forde-
rungskatalog von - rechts (wie Herr
Höhn anmerkt) ist das in meinen
Augen nicht. Im übrigen haben
schon ganz andere Parteien Punkte
aus dem „rechten“ Forderungskata-
log kopiert und versuchen es als ihr
Programm an die Wähler zu brin-
gen.
Marion Hoffmann, Chemnitz

DIE REDAKTION behält sich vor, Leserbriefe
sinnwahrend zu bearbeiten. Die Lesermeinun-
gen müssen nicht mit denen der Redaktion
übereinstimmen. 

Zum Beitrag „Genossen im Asyl-
Streit“ hat uns diese Leserin ihre
Meinung geschrieben:

DIE ANDERE MEINUNG

Freie Presse: Wie wichtig ist ein
solcher Gedenktag heute noch?
Laut einer Bertelsmann-Studie
vom vergangenen Jahr wollen
viele der Befragten in Deutsch-
land die NS-Verbrechen hinter
sich lassen. Ist es wirklich Zeit
für einen Schlussstrich?

Michael Wolffsohn: Das Geden-
ken ist richtig und wichtig. Aber das
ritualisierte, immer mehr formel-
hafte Gedenken ertragen viele nicht
mehr, denn fast jeder Satz eines je-
den Gedenkredners ist vorherseh-
bar, einschließlich der Wortwahl.
Damit erreicht man das Gegenteil
des Gewollten. Die Leute schalten
auf Durchzug. Die Frage der Bertels-
mann-Studie zielte nicht auf einen
Schlussstrich. Das wurde hineinin-
terpretiert.

Ist die Art unseres Gedenkens
vielleicht nicht mehr zeitgemäß?

O doch. Die Haltung von Bundes-
kanzlerin Angela Merkel in der
Flüchtlingsfrage ist ohne jenen his-
torischen Hintergrund überhaupt
nicht zu verstehen. Sie hat konse-
quent angewandt, was in der Bun-
desrepublik Deutschland alle Ver-
antwortungsbewussten immer ge-
sagt hatten: Nie wieder dürfen Poli-
tik und Gesellschaft so versagen wie
in den 1930er-Jahren. Damals hatten
fast alle Länder der Erde den tödlich

bedrohten Juden ihre Tore geschlos-
sen. Heute sind ’zig Syrer, Iraker, Af-
ghanen in Lebensnot – nicht die
Menschen vom Balkan. Menschen
in Lebensnot muss man helfen. Kon-
kret: Das Gedenken ans Gestern hilft
den Gedanken im Heute fürs Mor-
gen.

Wann ist eine Vergangenheit
wirklich bewältigt? Gibt es einen
solchen Zeitpunkt tatsächlich?

Die rechtliche Bewältigung betrifft
allein die Schuldigen, die morali-
sche betrifft alle Zeitgenossen der
Schuldigen. Sie betrifft die Nachfah-
ren immer als Aufforderung. Die
heißt: Denke, fühle, handele anders
als Deine Vorfahren, die Massen-
mord entweder mitmachten oder
mitliefen oder nichts wissen woll-
ten. Und das: Bewahre Demokratie
und Rechtsstaat. Sie allein garantie-
ren ein menschenwürdiges Leben.

In der aktuellen Flüchtlingsde-
batte hört man oft den Satz, die
Hilfe der Deutschen für die
Flüchtlinge, die Willkommens-
kultur, sei eine Form der Vergan-
genheitsbewältigung. Sehen Sie
das auch so? Haben die Deut-
schen tatsächlich einen „Juden-
knacks“, wie von der rechten Sei-
te oft behauptet?

,Die‘ Deutschen gibt es so wenig wie
,die‘ Juden, ,die‘ Amerikaner und so
weiter. Außerdem: Wer bitteschön
ist rechts im Sinne dieses Zitats? Ver-
gleichbares hört man von links. An-
tisemitismus ist leider keine exklu-
sive Spezialität der extremen Rech-
ten. Zur Sache selbst: Hätten ,die‘
Deutschen tatsächlich einen ,Juden-
knacks‘, ließen sie nicht Millionen
Muslime ins Land. Die meisten von
denen sind seit Jahrzehnten antijü-
discher Hasspropaganda von allen
Seiten ausgesetzt. Da sehen Sie mal
wieder, was für einen Blödsinn diese
Leute verbreiten.

Lehnen diejenigen, die gegen die
Einwanderung von Millionen
Flüchtlingen sind, die Sondermo-
ral der Deutschen ab oder geht es

mehr um Fremdenangst und die
Bewahrung von Besitzständen?

Gegen diese Form der Massenein-
wanderung sind nicht nur die von
Ihnen genannten Gruppen. Die gro-
ße Mehrheit der Menschen in
Deutschland und Europa sieht klar
und zurecht: Deutschland wird ganz
anders, Europa wird ganz anders.
Auf diese Sorgen muss man einge-
hen, indem man den Menschen, de-
ren Leben wir retten, deutlich zeigt,
was hier geht und was nicht, und
dass Regelbrüche Rechtsbrüche sind
und als solche bestraft werden.

Der Historiker Heinrich-August
Winkler schrieb vor Monaten in
der „Frankfurter Allgemeinen“:
,Zur deutschen Verantwortung
gehört, dass wir uns von der mo-
ralischen Selbstüberschätzung
verabschieden, die vor allem sich
besonders fortschrittlich dünken-
de Deutsche aller Welt vor Au-
gen geführt haben.‘ Hat er recht?

Ich kenne den Text. Zudem nennt er
den Glauben, wir seien berufen, ge-
gebenenfalls auch im Alleingang,
weltweit das Gute zu verwirklichen,
einen Irrglauben. Ich stimme
Winkler zu. Absolut.

Wie sehen Sie die Aufarbeitung
der NS-Verbrechen in der DDR?
Der staatliche Antifaschismus
hatte die Gesellschaft pauschal
von der rechtlichen und morali-
schen Verantwortung freigespro-
chen. Hat das das Verdrängen
von der Schuld befördert?

Diese DDR-Geschichte habe ich
gründlich erforscht. Nachzulesen in
meinem Buch „Die Deutschland-
Akte“. Da haben viele ,Aua‘ gerufen.
Das ist die Diagnose: Die DDR hat es

sich und sozusagen den Deutschen
verdammt leicht gemacht. Motto:
Die Täter waren die anderen, wir in
der DDR sind die guten Deutschen
und haben nichts damit zu tun. Ein
allzu schönes Märchen – mit fatalen
Folgen.

Welche Rolle spielt die histori-
sche Schuld heute noch in der in-
ternationalen Politik? Berlin
wird immer häufiger aufgefor-
dert, mehr Verantwortung zu
übernehmen. Die Zeit der deut-
schen Scheckbuch-Politik scheint
vorbei?

So ist es. Das Ausland sieht unsere
künftige Rolle weitaus funktionaler,
mit weniger moralischem Ballast,
als wir selbst. Hier und dort wird
noch versucht, das heutige und
wirklich hilfsbereite, menschliche
Deutschland wegen der NS-Verbre-
chen zu erpressen. Stichwort Grie-
chenland-Schulden. Das ist total ver-
pufft. Die neue polnische Regierung
legt hier und da die Nazi-Platte auf.
Die hat Kratzer. Seit Jahren bewei-
sen internationale Umfragen:
Deutschland ist heute der weltweit
beliebteste Staat. Im In- und Aus-
land sehen und wissen die meisten:
Unsere Bundesrepublik ist ein
menschlicher, demokratischer,
hilfsbereiter Staat.

„Die Leute stellen auf Durchzug“
Historiker Wolffsohn hält das offizielle Gedenken an die NS-Verbrechen für wichtig, aber die Form zu ritualisiert

CHEMNITZ — Das „Nie wieder“ ge-
hörte nach dem Krieg zum Kern
der deutschen Identität in Ost und
West. Seit 1996 ist der 27. Januar,
der Tag, an dem die Rote Armee
1945 das Vernichtungslagers
Auschwitz befreite, Gedenktag für
die Opfer des Nationalsozialismus.
Nun scheint ein Wandel spürbar.
Nicht erst seit der Flüchtlingsde-
batte wird eine deutsche „Sonder-
moral“ infrage gestellt. Helfen wir,
weil wir historische Schuld tra-
gen? Der in Tel Aviv geborene His-
toriker Michael Wolffsohn sprach
mit Stephan Lorenz über die Be-
deutung des Gedenktages.

Historiker und
Publizist

FOTO: MICHAEL WOLFFSOHN

Michael
Wolffsohn

Der 1947 in Tel Aviv geborene Sohn
einer 1939 nach Palästina geflüchte-
ten jüdischen Kaufmannsfamilie über-
siedelte 1954 mit seinen Eltern nach
West-Berlin. Nach Wehrdienst in Isra-
el und Studium in Berlin, Tel Aviv und
New York lehrte er von 1981 bis 2012
als Professor für Neuere Geschichte
an der Uni der Bundeswehr in Mün-
chen. Er gilt als Experte für die Analy-
se internationaler Politik. Er ist unter
anderem Autor der Bücher „Zum
Weltfrieden“ (2015), „Wem gehört das
Heilige Land?“ (13. Auflage 2016 und
„Zivilcourage, Wie der Staat seine
Bürger im Stich lässt“ ( 2016). (slo)

Michael Wolffsohn

BERLIN/MÜNCHEN — Der massive
Streit zwischen CDU und CSU über
die Flüchtlingspolitik gefährdet aus
Sicht der SPD den Fortbestand der
großen Koalition. Der SPD-Frakti-

onschef im Bundestag, Thomas Op-
permann, kritisierte gestern beson-
ders einen offiziellen Beschwerde-
brief des CSU-regierten Bayerns an
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) in-
klusive der Drohung, notfalls Ver-
fassungsklage zu erheben. „Das ist
die Ankündigung des Koalitions-
bruchs. In einer Koalition schreibt
man keine Drohbriefe, sondern löst
Probleme“, sagte er.

In dem schon länger angekündig-
ten Brief, den das bayerische Kabi-
nett gestern beschloss, fordert Bay-
ern eine wirksame Sicherung der
deutschen Grenze und eine Ober-
grenze von 200.000 Flüchtlingen

pro Jahr. Wenn die Bundesregierung
nicht handelt, will Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer (CSU) vor dem
Verfassungsgericht den Bund ver-
klagen.

Wie lange er Merkel konkret Zeit
gibt und wann geklagt würde, sagte
Seehofer nicht. Im Brief findet sich
die Formulierung „unverzüglich“,
Innenminister Joachim Herrmann
sprach von den nächsten Wochen.

SPD-Fraktionschef Oppermann
nannte es einen unerträglichen Vor-
gang, dass CSU-Chef Seehofer gegen
die Flüchtlingspolitik der eigenen
Koalition vor Gericht ziehen wolle.
Die CSU sollte sich überlegen, ob sie

nicht besser in der Opposition auf-
gehoben wäre: „Zum Regieren wird
die CSU nicht zwingend gebraucht.“

Im seit Wochen ungelösten Streit
über weitere Verschärfungen im
Asylrecht, dem Asylpaket II, sei die
SPD „bis zur Schmerzgrenze kom-
promissbereit“, etwa beim umstrit-
tenen Familiennachzug, sagte Op-
permann. Seehofer blockiere je-
doch. Zeit zur Aussprache haben die
Parteichefs Merkel, Seehofer und
Sigmar Gabriel (SPD) morgen: Dann
kommen die drei vor einem Bund-
Länder-Spitzentreffen zur Flücht-
lingspolitik im Kanzleramt zusam-
men. (dpa)

Jetzt hat es Angela Merkel
auch schriftlich: Bayern
will eine Obergrenze von
200.000 Flüchtlingen im
Jahr. Bei Weigerung des
Bundes droht eine Verfas-
sungsklage.

SPD warnt CSU vor Koalitionsbruch

KOMMENTAR & HINTERGRUND   


